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Einstimmig für EU-Rahmenvertrag
Alle Kantone fordern den Bundesrat auf, endlich Verhandlungen mit Brüssel aufzunehmen. 

Francesco Benini

«Die Sondierungen haben einen 
Reifegrad erreicht, der erlaubt, 
in eine neue Phase zu treten.» 
Das sagte Markus Dieth (Mitte) 
am Freitag am Rand einer Me-
dienkonferenz; er ist der Präsi-
dent der Konferenz der Kan-
tonsregierungen und Aargauer 
Finanzdirektor. 

Die Kantone sind mit ande-
ren Worten der Ansicht, dass der 
Bundesrat mit der Europäischen 
Union neue Verhandlungen 
über ein Rahmenabkommen 
aufnehmen sollte. Ein erster 
Versuch, einen solchen Vertrag 
auszuhandeln, endete im Mai 
2021; damals verkündete der 
Bundesrat den Abbruch der Be-
mühungen.

Kantonsregierungen sind 
kompromissbereit
Markus Dieth betonte, dass die 
Kantone mit 26 gegen 0 Stim-
men entschieden hätten: «Für 
die Weiterführung und Vertie-
fung der bilateralen Verträge 
sind nun die nächsten Schritte zu 
gehen». Die Kantone seien als 
institutionelle Partner des Bun-

des bereit, den Bundesrat bei 
Verhandlungen zu unterstützen.

Im wichtigsten Streitpunkt 
zwischen der Schweiz und der 
EU, der Streitbeilegung, tendie-
ren die Kantone dazu, die von 
Brüssel vorgeschlagene Rege-
lung zu akzeptieren: Sollten sich 
die Schweiz und die EU im Ge-
mischten Ausschuss nicht auf 
eine Lösung einigen, kann jede 
Partei die Einsetzung eines 
Schiedsgerichts verlangen. Bei 
der Auslegung des EU-Rechts 
ruft das Schiedsgericht den 
Europäischen Gerichtshof an, 
bevor es den Streitfall entschei-
det. Die unterlegene Partei ist 
verpflichtet, das Urteil umzuset-
zen. Andernfalls ist die siegrei-
che Partei berechtigt, Aus-
gleichsmassnahmen zu erlassen. 

Die Konferenz schreibt: So-
fern Streitigkeiten die Ausle-
gung und Anwendung des von 
der Schweiz übernommenen 
EU-Rechts beträfen, könnten 
die Kantonsregierungen folgen-
de Lösung akzeptieren: Dem 
Gerichtshof der EU komme die 
Aufgabe zu, eine kohärente Aus-
legung des betroffenen EU-
Rechts sicherzustellen.

Im Bundesrat sind Bedenken 
verbreitet, diese Regelung zu 
übernehmen. Der Einbezug des 
Europäischen Gerichtshofs wird 
als Einbusse an staatlicher Sou-
veränität wahrgenommen. Das 
Rahmenabkommen könnte in 
einer Volksabstimmung an die-
sem Punkt scheitern.

Regierungsrat Dieth ermun-
tere den Bundesrat trotzdem, 

nun offen Verhandlungen mit 
Brüssel aufzunehmen, und zwar 
«ohne rote Linien zu ziehen». 
Kompromisse liessen sich nicht 
sondieren– sie müssten verhan-
delt werden. Die Schweiz sei auf 
stabile Beziehungen mit der 
Europäischen Union angewie-
sen. Ein Vertragsabschluss mit 
der EU führe hoffentlich dazu, 
dass die Schweiz wieder am For-

schungsprogramm Horizon teil-
nehmen könne.

Im April sondiert  
Staatssekretärin Leu weiter
Staatssekretärin Livia Leu nahm 
im Frühling 2022 Sondierungs-
gespräche für einen Rahmen-
vertrag mit der EU auf. Beide 
Seiten teilten vor Wochen mit, 
dass Fortschritte erzielt wor-
den seien. Brüssel ist offenbar 
bereit, beim Lohnschutz und 
auch bei der Unionsbürger-
richtlinie Konzessionen zu ma-
chen. Die Schweizer Gewerk-
schaften pochen darauf, dass 
der Lohnschutz von der euro-
päischen Rechtssprechung aus-
genommen wird.

Livia Leu erklärte aber An-
fang März, dass die Zeit für Ver-
handlungen noch nicht reif sei. 
Am kommenden 20. April wird 
es eine weitere Verhandlungs-
runde zwischen der Schweiz und 
Brüssel geben. EU-Kommissar 
Maroš Šefčovič will die Ver-
handlungen über den Rahmen-
vertrag bis im Sommer 2024 ab-
schliessen; wenig später endet 
sein Mandat als Funktionär der 
Europäischen Union.

Die Schweiz ringt mit der EU um ein neues Rahmenabkommen.  Bild: DPA

Basellandschaftliche Zeitung


